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Der kaum bekannte Vorreiter
Mustafa Atici bewirbt sich um die Nachfolge von Alain Berset. Der Basler SP-Nationalrat hat höchstens Aussenseiterchancen.

Benjamin Rosch

Wäre eine Bundesratswahl ein
Sprintrennen, Mustafa Atici hät-
te gute Chancen auf einen Sieg.
Am Mittag des 21. Juni kündigte
Alain Berset seinen Rücktritt an,
um 12.55 Uhr sagte der Basler
Nationalrat: Er überlege sich
eine Kandidatur. In der Folge
setzte der Reigen potenzieller
Nachfolger ein, die eine Bewer-
bung ernsthaft prüfen wollten,
und wieder ist Atici der Erste,
der definitiv sagt: «Ja, ich will.»
Gegenüber dem Lokalmedium
Primenews bestätigte er in
einem Interview, dass er sich um
einen Platz auf dem Ticket der
SP-Fraktion bemühe.

VomDönerladen
insBundeshaus
Atici führt seine Herkunft als
Hauptargument für sich ins
Feld. Die Schweiz verdanke
ihren grossen wirtschaftlichen
Aufstieg nicht zuletzt auch all je-
nen, die aus dem Ausland her-
gezogen seien. «Ich möchte
sichtbar machen, was die mig-
rantische Bevölkerung für die-
ses Land leistet», sagt Atici.

In manchen Bereichen sei
dies offensichtlich, wie bei der
Fussball-Nationalmannschaft.
«In vielen anderen Teilen des
öffentlichen Lebens wird das
Wirken der migrantischen Be-
völkerung jedoch gerne unter
den Tisch gekehrt.» Wenn die
Politik nun über die Repräsen-
tanz der Bevölkerung in der Lan-
desregierung rede, gehöre «die
Frage nach ausländischen Wur-
zeln und Namen ebenfalls auf
den Tisch», findet Atici, der als
junger Student aus der Türkei in
die Schweiz ausgewandert ist.
Schliesslich machten Menschen
zweiter oder dritter Einwande-
rer-Generation fast 40 Prozent
der Schweizer Bevölkerung aus.

Die gelungene Integration – wer
aus der SP würde sich für diese
Geschichte besser eignen als
Atici? Er eröffnete 1996 den ers-
ten Dönerladen der Stadt und
zimmerte daraus ein Gastro-
KMU, das heute auch Fussball-
fans im Joggeli bewirtet. Aticis
Ankündigung erfolgt zu einem
interessanten Zeitpunkt: Ver-
gangenes Wochenende lancier-
te die SVP ihre nächste Initiative
zur Begrenzung der Personen-
freizügigkeit.

InBernnochnicht
richtigbekannt
Dem Tempo zum Trotz: Aticis
früh angemeldetes Interesse

ging in lautstarken Überlegun-
gen unter, ob der Zürcher Stän-
derat Daniel Jositsch noch ein-
mal einen Anlauf wage. Was
zwar einiges aussagt über die
(Zürcher) Medienlandschaft,
aber auch über Mustafa Atici: In
Bern konnte der studierte Öko-
nom bislang noch nicht in der
ersten Polit-Liga spielen. Als Bil-
dungspolitiker beackert er ein
Feld, das parteiintern keinen be-
sonderen Stellenwert geniesst.
Für einen SP-Politiker hat er
ausserdem ein wirtschaftslibe-
rales Profil, wie er zuletzt in der
Debatte um OECD-Mehrein-
nahmen bewies. Entgegen der
nationalen Parteilinie unter-

stützte er die Vorlage des Bun-
desrats. Ins Rampenlicht tritt
Atici aber vor allem dann, wenn
sein Geburtsland in den Fokus
rückt. Etwa, wenn in der Türkei
Wahlen anstehen, wenn Unru-
hen aufbranden. Oder wie ver-
gangenen Februar, als er der
«Weltwoche» auf eindrückliche
Weise schilderte, wie er durch
das Erdbeben in seiner früheren
Heimat mehrere Familienmit-
glieder verlor.

Wohl auch vor diesem Hin-
tergrund formulierte Atici eine
bessere Entwicklungspolitik für
denSüdenalseines seinerWahl-
kampfthemen. Die anderen
sind: bessere Beziehungen zur

EU und Mehrausgaben für Bil-
dung. Schwierig, damit bürger-
liche Sympathien zu gewinnen.

Atici ebnetdenWegfür
einenanderenNamen
Offensichtlicher als für die Bun-
desversammlung, Atici zu wäh-
len, sind die Gründe für Atici,
sich zur Wahl zu stellen. Der we-
nig schmeichelnde davon: Atici
lanciert seinen persönlichen
Wahlkampf–umeinenNational-
ratssitz.ViermalkandidierteAti-
ci fürdenNationalrat,biser2019
für Eva Herzog nachrückte. Sein
Platz inBern istauchdeshalbge-
fährdet, weil Basel-Stadt für die
kommendeLegislatureinenSitz

abgeben muss. Dazu ins Bild
passt die Bewerbung per Basler
Lokalmedium anstelle einer
Pressekonferenz in Bern.

Selbstloser, aber nicht weni-
ger plausibel ist der zweite: dass
Atici den Weg ebnet für einen
anderen Namen. Beat Jans, Re-
gierungspräsidentvonBaselund
Freund von Atici, gilt als heisser
Anwärter auf das Bundesrats-
ticket, so er denn will. Und auch
Eva Herzog, die vergangenen
Dezember im Bundesratsren-
nen gegen Elisabeth Baume-
Schneider den Kürzeren zog, hat
eine erneute Kandidatur nicht
ausgeschlossen. Für diese The-
se spricht, dass Atici im «Prime
News»-Interview über Jans sagt:
«Ich kenne seine Qualitäten und
würde mich über seine Kandida-
tur sehr freuen.» Harter Kon-
kurrenzkampf klingt anders.

Aticis Einsatz als frühzeitige
Planierraupe wäre ein Zeugnis
davon, dass die Basler SP in Sa-
chen Wahltaktik aus vergange-
nen Schlappen dazugelernt hat.
Lisa Mathys, kantonale Co-Prä-
sidentin, hegt zumindest grosse
Freude an Aticis Bewerbung.
Die Basler Parteizentrale war
zwar über Aticis Entscheid in-
formiert, ein Entscheid, ob sie
die Kandidatur unterstütze,
steht aber noch aus. «Im Mo-
ment stehen mehrere persönli-
che Entscheidungen an», sagt
Mathys. «Wir freuen uns, dass
wir uns in einer Luxussituation
befinden.» Atici selbst weiss,
dass er kaum als Kronfavorit ins
Rennen steigt, er sagt gar: «Ob
ich es aufs Ticket schaffe, ist
zweitrangig. Mir geht es um die
Sache.» Alleine bis zum Ent-
scheid der Fraktion werden
noch mehrere Wochen verstrei-
chen, bis zur Wahl sind es noch
mehrere Monate. Alles in allem
deutlich näher an einem Mara-
thon als an einem Sprint.

Kitas sollen günstiger werden – wer dafür bezahlt
Mit einer Volksinitiative will die SP die Kosten senken. Tief in die Tasche greifen soll der Bund.

Maja Briner

Die nötigen Unterschriften sind
zusammen: 105 000 Bürgerin-
nen und Bürger haben die Kita-
Initiative unterschrieben. Am
Mittwoch hat eine Allianz um
die SP die Unterschriften einge-
reicht. Die Volksinitiative will
die Kosten für Kitas und Tages-
schulen senken. Das soll die
Gleichstellung stärken und dem
Arbeitskräftemangel entgegen-
wirken.

Was fordert die Initiative
konkret?
Erstens sollen die Kantone dafür
sorgen, dass es ein «ausreichen-
des und bedarfsgerechtes An-
gebot» an familienergänzender
Betreuung gibt, also an Kitas
und Tagesschulen. Zweitens sol-
len die Arbeitsbedingungen für
die Betreuungspersonen verbes-
sert werden. Drittens soll die
Finanzierung neu geregelt wer-
den: Der Bund soll zwei Drittel
der Kosten tragen – das wäre ein

Paradigmenwechsel. Für die El-
tern dürften die Kosten maximal
10 Prozent des Einkommens
ausmachen.

Das Angebot an Kitas ist ge-
wachsen.Reichtdasnicht?
«Vieles hat sich verbessert, vie-
les liegt nach wie vor im Argen»,
sagt Rosmarie Quadranti, ehe-
malige BDP-Nationalrätin und
Mitglied des Unterstützungsko-
mitees der Initiative. Neben Lü-
cken im Angebot etwa in länd-
lichen Gebieten sind nach An-
sicht der Initianten vor allem die
Kosten ein Problem: Für viele
seien diese so hoch, dass sich die
Erwerbsarbeit kaum oder gar
nicht rechne.

Wie viel würde die Initiative
denBundkosten?
Das lasse sich nicht sagen, weil
die Datengrundlage fehle, sagen
die Initianten. Volkswirtschaft-
lich lohne sich die Investition,
argumentieren sie mit Verweis
auf Studien. Wenn Frauen mehr

arbeiten, erhöhen sich unter an-
derem die Steuereinnahmen.
«Der Ausbau der familienexter-
nen Kinderbetreuung trägt zum
Wohlstand der gesamten
Schweiz bei», sagt GLP-Natio-
nalrat Roland Fischer. Gemäss
Studie von BAK Economics wür-
de das Bruttoinlandprodukt um
rund 0,5 Prozent – etwa 3,25
Milliarden Franken – steigen,
wenn der Staat 21 000 Kita-
Plätze schaffen und die Eltern-
beiträge senken würde.

Wer steht hinter der Initiati-
ve?
Federführend ist die SP. Die
Unterstützung reicht bis in Teile
der politischen Mitte: Im Unter-
stützungskomitee dabei sind
etwa Mitte-Nationalrat Martin
Landolt und GLP-Nationalrätin
Kathrin Bertschy. Ob GLP und
Mitte die Initiative unterstützen,
ist noch nicht entschieden.

Kibesuisse unterstützt die
Initiativenicht.Weshalb?

Dieser Positionsbezug über-
rascht: Ausgerechnet der Ver-
band Kinderbetreuung Schweiz
(Kibesuisse) entschied, sich
nicht aktiv im Initiativkomitee
zu beteiligen. Kibesuisse be-
grüsse das Grundanliegen der
Initiative, sagt Sprecher Maxi-
miliano Wepfer. Die konkrete
Ausgestaltung schenke der
ganzheitlichen Weiterentwick-
lung der Branche jedoch zu we-
nig Beachtung. Insbesondere
der Bildungsauftrag, den die fa-
milienergänzende Betreuung
übernehme, werde vernachläs-
sigt, bemängelt Kibesuisse.
«Der Ausbau der Betreuungs-
plätze und der Ausbau der Qua-
lität sind zwei Säulen, die aufei-
nander abgestützt sind: Beide
müssen gleichzeitig gestärkt
werden», sagt Wepfer.

Was plant das Parlament ge-
nau?
Das Parlament hat bereits eine
Kita-Vorlage aufgegleist, um die
Kosten für die Eltern zu reduzie-

ren. Der Nationalrat sprach sich
schon dafür aus, diese Woche
beugt sich die zuständige Kom-
mission des Ständerats darüber.
Knackpunkt sind die Kosten von
über 700 Millionen Franken pro
Jahr. Zudem liegt die familien-
ergänzende Kinderbetreuung
eigentlich in der Kompetenz der
Kantone.

Wird die Initiativewegen der
Kita-Vorlage zurückgezogen?
Nach Ansicht der Initianten wird
die Kita-Initiative dadurch bei-
leibe nicht überflüssig. «Wir be-
grüssen natürlich jeden Schritt
in die richtige Richtung», sagt
SP-Co-Präsident Cédric Wer-
muth. Die Initiative wolle aber
ein Recht etablieren, dass alle –
unabhängig von den finanziel-
len Verhältnissen – Zugang zu
familienergänzender Betreuung
haben, und die Arbeitsbedin-
gungen verbessern. «Wir sind
sehr skeptisch, ob die Vorlage im
Parlament diesem Anspruch ge-
recht werden wird.»

Nun ist es definitiv: Mustafa Atici, Basler SP-Nationalrat, will in die Landesregierung. Bild: Peter Klaunzer/Keystone

Mehr Urlaub
bei Zwillingen
Elternsein Künftig sollen Eltern
von Mehrlingen einen längeren
Urlaub bekommen. Die Sozial-
kommission des Nationalrats
verlangt dies. Neu soll der Mut-
terschaftsurlaub «mindestens»
18 Wochen dauern, wenn Zwil-
linge, Drillinge oder andere
Mehrlinge geboren werden.
Auch der Vaterschaftsurlaub soll
verlängert werden, schlägt die
Kommission vor.

Heute kriegen werdende El-
tern gesetzlich 14 Wochen Mut-
terschaftsurlaub und 2 Wochen
Vaterschaftsurlaub. Der längere,
bezahlte Urlaub soll dazu dienen
«der grösseren Belastung Rech-
nung zu tragen», so die Kom-
mission. Der Entscheid fiel
knapp aus: 13 Mitglieder waren
dafür, 11 dagegen. «Die Zahl der
Mehrlingsschwangerschaften
ist in den letzten Jahren stark ge-
stiegen; in den vergangenen
dreissig Jahren hat sie sich gar
verdoppelt», begründet die
Kommission. Zur Umsetzung
muss das Anliegen nun von bei-
den Räten noch angenommen
werden. (mg)
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